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Für das Nachschlagewerk! 
pur die Fachpresse!
Fur die amtliche Sammlung!

Ja)
Jaj Auszugsweise 
Ja)

ersetz: ZPO §§ 161, 286, 513 Abs. 1 Ziff. 3, § 554 Abs. 3
Ziff. 2

Leitsätze:

1. Findet vor dem Berufungsgericht eine Zeugenvernehmung 
statt und unterbleibt gemäß §'161 ZPO die Feststellung 
der Zeugenaussage im Protokoll, so ist sie im Berufung« 
urteil, und zwar richtigerweise im Tatbestand, v,loderzu­
geben.

2. Der Hinweis im Berufungsurteil, der erneut veimommene 
Zeuge habe im wesentlichen seine frühere Aussage vor 
dem Arbeitsgericht wiederholt, genügt als Wiedergabe 
der Bekundung des Zeugen grundsätzlich nicht.

Aktenzeichenj 4 AZR 530/61
Urteil des BAG vom 12. Dezember 1962 LAG Hamm/West f.
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AZR_ 530/61 
1 Sa" 25B751 Hamm/Westf.
Verbändeta in .10, Dczcmoer 1962
gez. Hi 131 er,
Augestell ter
.-••.Is Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

X 0 "I
Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

hatjder Vierte Senat des Bundesarbeitsgerieiits auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 12. Dezember 19*62 durch den 
Senatspräsidenten Dr. Poelmann, die Bundesrichter Dr.Pecher 
und Dr. Martel sowie die Bundesarbeitörichter Karpf und 
Dr. Jung für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Harmn/Westfalen vorn 3.Oktober 
I90I - 1 Sa 255/61 - aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

R e c h t s e.V o n w e e n t
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Tatbestands
Der Kläger ist als Verwaltungsangestellter bei einer 

Dienststelle der Bundeswehr in H im Abrechnungswesen
tätig. Ihm obliegt dabei die Führung von drei Haushaits- 
üoerwachungskarteien einschließlich der Bearbeitung der ein­
gehenden Rechnungen, die monatliche Abstimmung der veraus­
gabten Haushaltsmittel mit der Standortkasse, die Aufstel­
lung der monatlichen Übersichten über die verausgabten Haus­
haltsmittel, die Bearbeitung der Anträge auf Umzugskosten, 
Mietentsehädigung und anderer Anträge bis zur Vorlage bei 
der ‘.-.’ehrbereichsverwaltung, die Prüfung und Kassenreifrnachung 
der Rechnungen des Truppenarztes, die Bearbeitung der Ver­
gütung der Vertragsärzte u.a.m.

Der Kläger ist der Ansicht, seine Arbeit erfordere ne­
ben gründlichen, vielseitigen Fachkenntnissen, die er be­
sitze, auch selbständige Leistungen. Diese lägen vor, weil 
er seine Tätigkeit selbstverantwortlich ausübe. Der Kläger 
hat beantragt,

festzustellen,
daß die Beklagte verpflichtet sei, ihm ab 
1. Januar 1959 Vergütung nach VergGr» VI b 
TO.A zu zahlen.

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten.
Sie macht geltend, die Merkmale der vom Kläger begehr­

ten Vergütungsgruppe seien nicht gegeben. Bei seiner Tätig­
keit handele es sich im wesentlichen um schematische Arbeit 
nach Formularen. Soweit er selbständige Leistungen erbrin­
gen müsse, geschehe das nicht in erheblichem Umfange.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Beru­
fung des Klägers war erfolglos.

Mit der zugelassenen Revision erstrebt der Kläger wei­
terhin die Verurteilung der Beklagten, während diese um 
Zurückweisung der Revision bittet.
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Ent sehe idungs_gr Undo j_

Die Revision hatte Erfolg.
I. Zu Unrecht beanstandet die Revision die nicht vor­
schriftsmäßige Besetzung des Landesarbeitsgerichts mit der 
Begründung, in der Sitzung vom 22.August 1961 seien unter 
dem Vorsitz des Landesarbeitsgerichtspräsidenten die Landes- 
arbeitsrichter 5*3 und S anwesend genesen, an
der Sitzung vom 3* Oktober 1961, auf die hin das angefochte- 
ne Urteil ergangen sei, hätten jedoch unter demselben Vor­
sitzenden die Landesarbeitsrichter und teH-
genornmen; es hätten aber die Landesarbeitsrichter, die im 
ersten Termin anwesend gewesen seien, wieder zugezogen wer­
den müssen, da ein Verhinderungsgrund nicht Vorgelegen habe. 
Die weiteren mündlichen Verhandlungen müßten nämlich immer 
vor denjenigen Richtern stattfinden, die bei der ersten 
mündlichen Verhandlung mitgewirkt hätten.

Gemäß § 39 Abs. 5 ArbGG sollen die Landesarbeitsrichter 
zu den Sitzungen nach der Reihenfolge einer Liste herange­
zogen werden, die der Vorsitzende vor Beginn des Geschäfts­
jahres oder vor Eeginn der Amtszeit neu berufener Landes­
arbeitsrichter gemäß § 38 Satz 2 ArbGG aufstellt. Die Fest­
legung der Reihenfolge kann nach dieser Vorschrift auch in 
einer allgemeinen Bestimmung des Inhalts bestehen, daß die 
Landesarbeitsrichter grundsätzlich nach der Reihenfolge, 
in der sie in die Liste aufgenommen sind, zu den Sitzungen 
geladen werden, daß aber diese Reihenfolge der Hinzuziehung 
zu den einzelnen Sitzungen bei erneuten Verhandlungen in 
einer bereits verhandelten Sache dahin konkretisiert wird, 
daß nunmehr statt der nächsten in der Liste aufgeführten 
Landesarbeitsrichter diejenigen Landesarbeitsrichter für 
die weitere Verhandlung dieser Sache in einer späteren 
Sitzung herangezogen werden, die bereits in der früheren 
Sitzung mitgewirkt haben (vgl. BAG in MDR 1962 S. 517)»

Der Geschäftsverteilungs- und Besetzungsplan des Landes­
arbeitsgerichts Harnm für das Jahr 1961 sah nun aber nicht 
vor, daß zu weiteren Verhandlungen in einer bereits verhan-
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(leiten Sache diejenigen Landesarbeitsrichter heranzuziehen 
waren, die bereits an der früheren Verhandlung teilgenommen 
hatten. Entgegen der Ansicht der Revision ergibt sich das 
Gebot einer Heranziehung der bisherigen Landesarbeitsrichter 
auch nicht daraus, daß mehrere Verhandlungen in ein und der­
selben Sache als eine Sitzung im Sinne des § 39 Abs, 5 ArbGG 
anzusehen wären. Die Sitzung ist auch hier, wie aus allge­
meinen zivilprozessualen Erwägungen folgt, nicht die Ver­
handlung einer bestimmten Sache, sondern der Sitzungstag 
der in Betracht kommenden Kammer des Landesarbeitsgerichts 
(vgl. BAG aaO). Infolgedessen ist es aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden, wenn das Landesarbeitsgericht im vorliegenden 
Fall zur Sitzung vom 3° Oktober 1961 neue, nach der Reihen-, 
folge nunmehr anstehende Landesarbeitsrichter herangezogen 
hat. Dabei handelte es sich, wie die Revision nicht in Zweifel 
zieht, um die Landesarbeitsrichter K und w , die
an dem genannten Sitzungstag rnitwirken sollten und mitgewirkt 
haben. Bei diesem Sachverhalt bedarf es keiner Erörterung, 
ob bei einem Verstoß gegen § 39 Abs. 3 ArbGG das Berufungs­
gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt gewesen wäre (vgl.
§ 351 Zif f. 1 ZFO).

Ebensowenig kommt ein Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 
Satz 2 GG in Betracht, wie die Revision weiter geltend macht. 
Durch diese Norm, nach der niemand seinem gesetzlichen Richter 
entzogen werden darf, soll verhindert werden, daß vor oder 
nach Eingang einer bestimmten Sache versucht wird, diese 
bestimmte Sache in Abweichung von einer sonst geltenden allge­
meinen Regelung einem anderen als dem danach für derartige 
Sachen bestimmten Richter oder richterlichem Gremium zur 
Bearbeitung und Entscheidung zuzuführen. Ein Verstoß gegen 
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG kommt deshalb bei der Heranziehung 
eines Landesarbeitsrichters nur dann in Betracht, wenn diese 
willkürlich erfolgt oder unterblieben ist, nicht aber, wenn, 
wie im vorliegenden Fall, überhaupt kein Verstoß gegen § 39 
Abs. 5 ArbGG vorliegt, oder wenn Irrtümlich die vorgesehene 
Reihenfolge der L-i-ste nicht beachttet worden ist. Im einzelnen 
wird hierzu auf die Urteile des Bundesarbeitsgerichts vorn
u -
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April 1961 (AP Nr. 10 zu Art. 101 GG) und vorn 2. März 
1962 (MDR 1962, S. 517) verwiesen.
II. Zulässig und begründet rügt jedoch die Revision, daß 
sich das Landesarbeitsgericht, das den in erster Instanz 
vernommenen Zeugen S im Termin vom 3. Oktober 1961
erneut gehört hat, hinsichtlich des Ergebnisses dieser 
Beweisaufnahme auf den Hinweis im Tatbestand des angefochte­
nen Urteils beschränkt, der Zeuge habe im wesentlichen den 
Inhalt seiner Aussage vom 7» April 1961 wiederholt.

Zwar konnte das-Berufungsgericht gemäß § l6l ZPO zulässi­
gerweise die Feststellung der Aussage des Zeugen S in
der Sitzungsniederschrift vom 3 « Oktober 1961 unterlassen, 
weil die Vernehmung vor dem Prozeßgericht erfolgte und das 
Endurteil nicht der Berufung unterlag. In einem solchen Fall 
ist es aber unerläßlich, daß das Berufungsurteil selbst den 
Inhalt der Zeugenaussage wiedergibt (vgl. RG HRR 3 6 , 15;+3) • 
Das folgt aus § 313 Abs. 1 Ziffer 3 Abs. 2 ZPO. Danach muß 
das Urteil eine Darstellung des Sachstandes enthalten, zu 
dessen wesentlichen Bestandteilen das Ergebnis einer Beweis­
aufnahme gehört. Daß dies gerade auch für ein der Revision 
unterworfenes Berufungsurteil gilt, ergibt sich aus der Er­
wägung, daß dem Revisionsgericht und den Parteien die Nach­
prüfung möglich sein muß, ob das Beweisergebnis dem Berufungs­
gericht in seinem wesentlichen Inhalt gegenwärtig gewesen 
und von ihm erschöpfend gewürdigt worden ist. Die Zeugenaus­
sage muß infolgedessen im Urteil so wiedergegeben werden, daß 
ihr gesamter Inhalt, soweit er irgendwie für die Entschei­
dung von Bedeutung sein kann, ohne weiteres erkennbar ist, 
d.h. die Zeugenaussage ist in der Regel vollinhaltlich in 
den Tatbestand aufzunehmen, wenn sie nicht gemäß § l60 
Abs. 2 Ziffer 3 > Abs. 3 ZPO protokolliert worden ist.

Diesen Anforderungen genügt die Bemerkung des angefoch­
tenen Urteils, der Zeuge S habe im wesentlichen den
Inhalt seiner früheren Aussage wiederholt, nicht. Aller­
dings kann sich das Berufungsgericht im Rahmen des § l6l ZPO, 
der eine Ausnahme von der Protokollierungspflicht des 
§ 1Ö0 Abs. 2 Ziffer 3 aaO darstellt, bei der wiederholten
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Vernehmung eines Zeugen darauf beschränken, unter Fest­
stellung der Abweichungen auf die frühere Aussage zu ver­
weisen. Enthielt die erneute Vernehmung keine Abweichungen, 
so reicht die einfache Verweisung aus. Der Hinweis des Landes­
arbeitsgerichts wäre demnach nicht zu beanstanden, wenn es da­
mit zum Ausdruck bringen wollte, der Zeuge habe dieselbe 
Aussage wie bei seiner früheren Vernehmung gemacht. Für diese 
Auffassung findet sich aber im angefochtenen Urteil kein An­
halt. Das Landesarbeitsgericht bemerkt in den Gründen des Be­
rufungsurteils lediglich, daß es den Zeugen S angehört
habe. Daher ist davon auszugehen, daß der Hinweis, der Zeuge 
habe "im wesentlichen" den Inhalt der früheren Aussage wieder­
holt, besagen soll, der Zeuge habe auch noch anderes bekundet, 
diese Abweichungen von der früheren Aussage seien aber nicht 
wesentlich. Mit der in Rede stehenden Bemerkung sind also die 
Bekundungen des Zeugen vom 3- Oktober 1961 nur insoweit wieder­
gegeben, als sie das Berufungsgericht für wesentlich hält.
Hierbei bleibt zweifelhaft, ob das Landesarbeitsgericht ver­
kannt hat, was wesentlich ist. Wesentlich bei der Aussage eines 
Zeugen ist nämlich nicht nur, was unmittelbar zur Begründung 
der Entscheidung dient, sondern alles, was nach vernünftigem Er­
messen erheblich sein (vgl. RG JW 1937, S. 35 Nr. 17), also 
auch das, was bei abweichender Rechtsansicht Bedeutung gewinnen 
kann (vgl. Wieczorek, ZPO, § 1$1 Anm. B II b). Die Wiedergabe 
der Bekundung eines Zeugen kann daher nicht auf das beschränkt 
werden, was das Berufungsgericht für wesentlich hält (vgl.
RGZ 151, 3;!1 [3^8]). Sie muß vielmehr so erfolgen, daß nachge- 
prüft werden kann, ob das Berufungsgericht bei der Beurteilung, 
inwieweit eine Aussage als wesentlich anzusehen ist, von rechtlich 
zutreffenden Gesichtspunkten ausgegangen ist. Demnach kann der 
Hinweis des angefochtenen Urteils, der Zeuge habe im wesentlichen 
seine frühere Aussage wiederholt, nicht als Wiedergabe seiner Be­
kundung vor dem Berufungsgericht angesehen werden.

Damit hat das Landesarbeitsgericht nun nicht, wie die 
Revision meint, gegen § l6l ZPO verstoßen, weil diese Bestim­
mung ja gerade von der Protokollierungspflicht befreit. Viel­
mehr liegt eine Verletzung des § 513 Abs. 1 Ziff. 3 bzw. des

7
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- 7 - 103
§ 286 Abs. 1 Satz 2 ZPO vor. Die falsche Bezeichnung der ver­
letzten Rechtsnorm durch die Revision ist aber unschädlich, 
weil gleichwohl erkennbar ist, welche Rechtsnorm als ver­
letzt angesehen wird.

Der Verfahrensverstoß wäre allerdings unbeachtlich, wenn 
das angefochtene Urteil ohne ihn nicht hätte anders ausfallen 
können. Das ist nicht der Pall. Denn der Zeuge S ist
zu den vom Kläger im einzelnen dargelegten Tätigkeiten ver­
nommen worden, die nach Ansicht des Klagers selbständige 
Leistungen im Sinne der Vergütungsgruppe VI b TO.A enthalten. 
Es läßt sich also nicht ausschließen, daß bei einer den 
gesetzlichen Erfordernissen entsprechenden Wiedergabe der 
Aussage des Zeugen S Umstände hervorgetreten wären, die
zu berücksichtigen das Berufungsgericht rechtlich verpflich­
tet gewesen wäre und die dann zu einer anderen Beurteilung 
des Sachverhaltes hätten führen können.

Ist aber die Möglichkeit, daß ohne den Verfahrensverstoß 
anders erkannt worden wäre, zu bejahen, so kann der Revision 
auch nicht entgegengehalten -werden, die Rüge entspreche ' 
nicht den Anforderungen des § 554 Abs. 5 Ziff. 2 ZPO. Zwar 
muß grundsätzlich der Revisionskläger auch vortragen, daß 
die Möglichkeit einer anderen Entscheidung gegeben sei. Wird 
aber eine verfahrensrechtliche Gesetzesverletzung geltend 
gemacht, bei der schon, wie im vorliegenden Fall, aus der 
Art des Verfahrensverstoßes folgt, daß sie das Urteil be­
einflußt haben kann, so enthält bereits die Rüge auch den 
Vortrag, daß das angefochtene Urteil mögliclfrweise auf der 
Verletzung beruht. Es bedarf dann auch nicht der ausdrück­
lichen Anführung von Tatsachen, aus denen sich ein möglicher 
Zusammenhang zwischen Verfahrensverstoß und Entscheidung er­
gibt (vgl. BGH LM Nr. 2} zu § 554. ZFO).

Das angefochtene Urteil war danach aufzuheben und die 
S-.che zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen (§§ 564 Abs. 1, 565 Abs.l 
und Abs. 5 ZPO).

gez. Dr. Poelmann Dr. Pecher Dr. Martel 
Hugo Karpf Dr. Jung
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